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Dr. Carsten Brodesser I MdB                                                                             Berlin Aktuell 41. KW I 2020 

 
Liebe Leserinnen und Leser, 

 

in dieser Sitzungswoche verabschieden wir unter anderem den Gesetzesentwurf für eine Wahlrechtsreform. 

Das ist ein wichtiger Schritt, um ein unkontrolliertes Anwachsen des Bundestags zu verhindern. Für die 

Bundestagswahl im kommenden Jahr soll es zunächst bei der Zahl von 299 Wahlkreisen bleiben. 

 

Überhangmandate, die einem Bundesland entstehen, wenn eine Partei dort mehr Direktmandate erringt, als 

ihr nach dem Zweitstimmenergebnis zustehen, sollen mit Listenplätzen der Partei in anderen Ländern 

teilweise verrechnet werden. Zur Bundestagswahl 2025 werden die Wahlkreise dann auf 280 reduziert – sie 

werden jedoch geografisch nicht zu groß abgesteckt, so dass die Bürgernähe und die lokale Repräsentanz 

durch Abgeordnete in den Wahlkreisen erhalten bleiben.   
 

 

 

I. Die politische Lage in Deutschland 

 
Deutsche Wirtschaft muss weiter Zugkraft entwickeln 

 

Nach einem historischen Wirtschaftseinbruch im Frühjahr 2020 mehren sich die Anzeichen einer Erho-
lung. Während sich die Lage auf dem Arbeitsmarkt insgesamt leicht verbessert hat, sind Millionen von 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern weiterhin in Kurzarbeit. Einzelne Branchen und Unternehmen 
kämpfen nach wie vor um ihr wirtschaftliches Überleben. Mit Soforthilfen, Bürgschaften und Krediten 
ist es uns gelungen, noch Schlimmeres zu verhindern. So konnten wir bis Ende September bundesweit 
rund 103.000 kleinen und mittelständischen Unternehmen mit Überbrückungshilfen unter die Arme 
greifen. Die wirtschaftliche Erholung steht auf sehr dünnem Eis. Deshalb sollten wir jede weitere Belas-
tung für Unternehmen vermeiden. Unsere Politik zielt darauf ab, die Zukunftsfähigkeit unserer Wirt-
schaft zu stärken. 
 
 
Änderung des Bundeswahlgesetzes auf der Zielgraden 

 

Wir setzen den Beschluss des Koalitionsausschusses vom 25. August 2020 um:  
1. unverändert 299 Wahlkreise zur Bundestagswahl 2021,  
2. teilweise Verrechnung von Mandaten bei föderal ausgewogener Verteilung und  
3. bis zu drei unausgeglichene Überhangmandate bei Überschreiten der Regelgröße von 598 Man-

daten (ab 2021). Zur Bundestagswahl 2025 wird die Anzahl der Wahlkreise auf 280 reduziert. 
 

Damit erreichen wir, die Größe des Deutschen Bundestages dauerhaft zu reduzieren.  
In einem weiteren Gesetz wird ermöglicht, dass das Bundesinnenministerium eine Rechtsverordnung 
erlassen kann, um - wenn es nicht anders geht - Kandidatenaufstellungen auch außerhalb von Präsenz-
veranstaltungen zuzulassen (befristet bis Ende 2021). Darüber hinaus sieht das Gesetz Änderungen im 
Parteienrecht vor. Aufgrund der COVID-19-Pandemie werden - ähnlich wie für Vereine - beispielsweise 
verlängerte Amtszeiten von Vorständen und Vertretern, digitale Versammlungsformate, Briefwahlen 
und räumlich und zeitlich getrennte Urnenwahlen ermöglicht (ebenfalls befristet bis Ende 2021). 
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II. Die Woche im Parlament  

 
Gesetz zur Änderung des Abgeordnetengesetzes. Wir beschließen in zweiter und dritter Lesung eine 
Reform des Abgeordnetengesetzes, mit der zwei neue Ordnungsgeldtatbestände eingeführt werden. 
Dies umfasst einerseits Verstöße gegen die Anzeigepflicht von Spenden oder gar der Annahme eines 
unzulässigen Vorteils und andererseits die rechtswidrige Mitarbeiterbeschäftigung. Im Zusammenhang 
mit dem unerlaubten Einsatz von Abgeordnetenmitarbeitern im Wahlkampf oder für die Partei fehlten 
bislang entsprechende Regeln und Sanktionsmöglichkeiten. Zudem präzisiert die Reform die Verhal-
tensregeln für Abgeordnete beispielsweise beim Hinweisen auf die Mitgliedschaft im Bundestag im pri-
vaten und beruflichen Kontext. Zudem entfällt der Druck des Amtlichen Handbuchs mit Angaben zu 
den Abgeordneten. Diese Angaben werden künftig ausschließlich im Internet veröffentlicht, was Ein-
sparungen und einen schnellen, jederzeit verfügbaren Zugang ermöglicht. 
 
Zweites Gesetz zur Änderung des Bundesmeldegesetzes. Mit dem Gesetzentwurf, den wir in erster 
Lesung beraten, sollen die notwendigen Rechtsänderungen zur Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes 
im Meldewesen geschaffen werden. Künftig soll es Bürgerinnen und Bürgern unter anderem möglich 
sein, selbst Meldedaten über ein Verwaltungsportal aus dem Melderegister abzurufen und für verschie-
dene Zwecke weiter zu nutzen. Des Weiteren zielt der Gesetzentwurf darauf ab, den länderübergreifen-
den Datenabruf zu verbessern, melderechtliche Prozesse zu vereinfachen und die allgemeine Datenqua-
lität und Datenverfügbarkeit zu erhöhen. Das Bundesmeldegesetz wird durch die Länder vollzogen. 
Aufgrund der Uneinheitlichkeit zwischen den Ländern konnten bundesweite Daten bisher häufig nur im 
manuellen Verfahren angefragt und übermittelt werden. Durch einen automatisierten Datenabruf wird 
unter anderem für abrufende Stellen und Personen die Möglichkeit zur Sofortauskunft geschaffen. 
 
Erstes Gesetz zur Änderung des Brennstoffemissionshandelsgesetzes. In zweiter und dritter Lesung 
beschließen wir Anpassungen des Brennstoffemissionshandelsgesetzes. Mit dem Gesetz wurde im De-
zember 2019 ein nationales Emissionshandelssystem für die nicht vom europäischen Emissionshandels-
system erfassten Sektoren eingeführt. Im Rahmen des Vermittlungsverfahrens zu den steuergesetzli-
chen Regelungen zur Umsetzung des Klimapakets 2030 hatten sich Bundestag und Bundesrat auf eine 
Erhöhung der Zertifikatspreise in der Einführungsphase verständigt. Mit dem vorliegenden Gesetz wird 
diese Einigung umgesetzt. Statt wie ursprünglich geplant wird eine Tonne CO2 ab nächstem Jahr nicht 
mehr 10, sondern 25 Euro kosten. Für die Folgejahre ist die Staffelung wie folgt vorgesehen: 2022: 30 
Euro, 2023: 35 Euro, 2024: 45 Euro, 2025: 55 Euro. Darüber hinaus wird der Bundesregierung durch An-
passung einer Verordnungsermächtigung die Möglichkeit eingeräumt, Maßnahmen zur Vermeidung 
von „Carbon-Leakage“ mit Rückwirkung zum 1. Januar 2021 zu regeln. Die Eckpunkte für die entspre-
chende Verordnung hat das Kabinett bereits am 23. September beschlossen; diese Verordnung ist für 
die Unionsfraktion wichtig, weil sie für Unternehmen, die unter besonders hohem Wettbewerbsdruck 
stehen, eine Kompensation für Belastungen aus höheren Brennstoffkosten bringt. 
 
25. Gesetz zur Änderung des Bundeswahlgesetzes. Mit dieser Gesetzesänderung, die wir in zweiter 
und dritter Lesung beschließen, wird ermöglicht, dass das Bundesinnenministerium eine Rechtsverord-
nung erlassen kann, um - wenn es nicht anders geht - Kandidatenaufstellungen auch außerhalb von Prä-
senzveranstaltungen zuzulassen (befristet bis Ende 2021). Darüber hinaus sieht das Gesetz Änderungen 
im Parteienrecht vor. Aufgrund der COVID-19-Pandemie werden - ähnlich wie für Vereine - beispiels-
weise verlängerte Amtszeiten von Vorständen und Vertretern, digitale Versammlungsformate, Brief-
wahlen und räumlich und zeitlich getrennte Urnenwahlen ermöglicht (ebenfalls befristet bis Ende 
2021). 
 
26. Gesetz zur Änderung des Bundeswahlgesetzes. In zweiter und dritter Lesung beschließen wir eine 
Reform des Bundeswahlgesetzes. Damit wird der Beschluss des Koalitionsausschusses hinsichtlich der 
Bundestagswahlen 2021 und ab 2025 umgesetzt, bei dem sich die Koalition auf mehrere Maßnahmen 
zur Reduzierung der Größe des Deutschen Bundestages geeinigt hatte. Zum einen wird der erste Zutei-
lungsschritt ab der Bundestagswahl 2021 im geltenden Wahlrecht so modifiziert, dass er eine teilweise 
Verrechnung von Überhang mit Listenmandaten der gleichen Partei ermöglicht und zugleich eine föde-
ral ausgewogene Verteilung der Bundestagsmandate gewährleistet. Zudem bleiben ab der Bundestags-
wahl 2021 bei Überschreiten der Regelgröße von 598 Mandaten bis zu 3 Überhangsmandate unausge-
glichen. Darüber hinaus erfolgt ein Vollausgleich. Die Anzahl der Wahlkreise bleibt zur Bundestagswahl 
2021 unverändert bei 299, ab 2025 wird sie auf 280 reduziert. 
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Drittes Gesetz zur Änderung des Direktzahlungen-Durchführungsgesetzes. Wir beschließen die Re-

form des Direktzahlungen-Durchführungsgesetzes in zweiter und dritter Lesung. Durch die Änderung 

werden 6 Prozent der deutschen EU-Direktzahlungen für das Antragsjahr 2021 als Mittel für die Förde-

rung der ländlichen Entwicklung zugeteilt. Die Mittel werden damit von der 1. Säule in die 2. Säule (E-

LER - Europäischer Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums) der Gemeinsamen 

Agrarpolitik umgeschichtet. Dies entspricht der Höhe der Umschichtung für das Antragsjahr 2020. In 

den Jahren 2015 bis 2019 lag die Höhe der Umschichtung bei 4,5 Prozent.  

Drittes Gesetz zur Änderung agrarmarktrechtlicher Bestimmungen. Wir beschließen in zweiter und 

dritter Lesung Änderungen für verschiedene agrarmarktrechtliche Bestimmungen. Dadurch wird das 

Agrarmarktstrukturgesetz an die EU-Durchführungsverordnungen angepasst, die die EU-Kommission 

aufgrund der von der Corona-Pandemie ausgelösten Marktstörungen erlassen hat. Die Anpassungen 

ermöglichen Marktstabilisierungsmaßnahmen in verschiedenen landwirtschaftlichen Sektoren. Die 

Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung ist für die Durchführung der Maßnahmen zuständig. 

Darüber hinaus wird durch eine punktuelle Änderung des Weingesetzes die Gültigkeit von Genehmi-

gungen für Rebpflanzungen verlängert. 

Gesetz über Änderungen im Berufskraftfahrerqualifikationsrecht. Wir setzen die EU-Richtlinie zur 
Änderung der Berufskraftfahrerqualifikationsrichtlinie in zweiter und dritter Lesung in nationales Recht 
um. Die Anpassungen betreffen eine Überarbeitung des Anwendungsbereichs und die Errichtung eines 
Berufskraftfahrerqualifikationsregisters. Über die Vorgaben der EU-Richtlinie hinausgehend regelt die 
Reform die bundesweite Einführung des Fahrerqualifizierungsnachweises und die Ablösung der Eintra-
gung der Schlüsselzahl 95 in den Führerscheinen. Zudem werden die Anerkennungs- und Überwa-
chungsverfahren für anerkannte Ausbildungsstätten gebündelt. 
 
Jahressteuergesetz 2020. Ziel des Gesetzentwurfs, den wir in erster Lesung diskutieren, ist die Anpas-
sung verschiedener Bereiche des deutschen Steuerrechts an EU-Recht, EuGH-Rechtsprechung sowie 
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs. Dies betrifft insbesondere einige Aspekte mit technischem Re-
gelungsbedarf. Hierzu gehören Verfahrens- und Zuständigkeitsfragen, Folgeänderungen, Anpassungen 
aufgrund von vorangegangenen Gesetzesänderungen und Fehlerkorrekturen. Dies resultiert in zahlrei-
chen Maßnahmen, die das Einkommens- und das Umsatzsteuerrecht betreffen. 
 
 

III. Daten und Fakten 

 

Montagsdemonstration in Leipzig – Beginn der Friedlichen Revolution. Am 9. Oktober 1989 findet 
vor der Nikolaikirche in Leipzig die größte Protestkundgebung in der DDR seit dem 17. Juni 1953 statt. 
Über 70.000 Bürger fordern mit Rufen wie „Wir sind das Volk“ oder „Keine Gewalt“ politische Reformen 
und freie Wahlen. Entgegen vieler Befürchtungen kommt es nicht zu bewaffneten Gegenmaßnahmen 
gegen die Demonstranten durch Volkspolizei und Stasi. Vielen Deutschen in der DDR macht der gewalt-
freie Sieg der Leipziger über den SED-Machtapparat Mut. Am darauffolgenden Montag sind es bereits 
150.000 Menschen, die auf die Straße gehen. Wenige Wochen später sieht sich das SED-Regime ge-
zwungen, seine Macht zunächst am „Runden Tisch“ zu teilen und später ganz abzugeben.  
(Quellen: bpb, Bundesregierung) 
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